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1. Reisekosten: Wo hat ein Rettungsassistent seine erste 
Tätigkeitsstätte? 

Erledigt ein Rettungsassistent auf der Rettungswache seine Vor- und Nachbereitung 
der Arbeit, stellt die Rettungswache die erste Tätigkeitsstätte dar. Für seine Arbeitsta-
ge kann er deshalb keine Verpflegungsmehraufwendungen geltend machen. 
Hintergrund 
Der Kläger arbeitete als Rettungsassistent im Schichtdienst. Diesen trat er stets in seiner 
Rettungswache an. Die Spätschicht begann um 14.00 Uhr und endete um 22.00 Uhr. Vor 
Dienstbeginn suchte der Kläger seine Wache auf, zog sich dort um, prüfte und über-
nahm das Einsatzfahrzeug und fuhr von dort zu seinem ersten Einsatzort. Nach dem 
Ersteinsatz verblieb er in dem jeweiligen Stadtteil und brachte das Einsatzfahrzeug zum 
Schichtende wieder zur Rettungswache zurück. 
In seiner Einkommensteuererklärung rechnete der Kläger für jeden Arbeitstag die 
Verpflegungspauschale ab, die für über 8-stündige Abwesenheiten von Wohnung und 
erster Tätigkeitstätte gilt. Das Finanzamt erkannte nur Verpflegungsmehraufwendungen 
für 22 Tage an. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht entschied, dass die arbeitstäglichen An- und Abfahrten zur bzw. von 
der Rettungswache sowie die dort verbrachte Zeit nicht zur Abwesenheitszeit zählte. 
Denn die Rettungswache war die erste Tätigkeitsstätte des Klägers. Sein Arbeitgeber 
hatte ihn dauerhaft der Wache zugeordnet. In den arbeitsvertraglichen Regelungen war 
von der "Dienststelle" die Rede war, außerdem musste sich der Kläger aufgrund mündli-
cher Weisung arbeitstäglich für Vor- und Nachbereitungsarbeiten in seiner Wache 
einfinden. Unerheblich war für das Gericht, dass der Kläger dort nur untergeordnete 
Tätigkeiten erledigte. 
Deshalb konnten nur für die Tage, in denen der Kläger länger als 8 Stunden von der 
Rettungswache abwesend war, Verpflegungspauschbeträge gewährt werden. Über die 
22 Tage hinaus konnte er jedoch keine weitergehenden Verpflegungsmehraufwendun-
gen abziehen. 

2. Notarzt im Rettungsdienst: Wann liegt eine Scheinselbst-
ständigkeit vor? 

Die Honorartätigkeit eines Notarztes im Rettungsdienst kann eine abhängige Beschäf-
tigung darstellen und der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Sozialversicherung 
unterliegen. Entscheidend dafür sind Eingliederung in vorgegebene Strukturen und 
Arbeitsabläufe und unternehmerischer Einfluss des Arztes. 
Hintergrund 
Ein Arzt übte als Honorarkraft notärztliche Tätigkeiten im Rettungsdienstbereich des 
klagenden Landkreises aus. Der Rentenversicherungsträger stellte die Versicherungs-
pflicht des Arztes in der gesetzlichen Sozialversicherung fest. Hiergegen wandte sich der 
Kläger mit seiner Klage. 
Entscheidung 

Das Sozialgericht kam zu dem Ergebnis, dass hier keine die Versicherungspflicht aus-
schließende selbstständige Tätigkeit des Arztes vorlag. Die notärztliche Tätigkeit übte 
der Arzt vielmehr in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis aus. Maßgebliches 
Indiz für eine abhängige Beschäftigung war die Eingliederung des Arztes in die vorgege-
benen Strukturen und Abläufe des Rettungsdienstes des Klägers. Einen eigenen, unter-
nehmerischen Einfluss konnte der Arzt nicht geltend machen. 
Insbesondere waren Ort und Zeit der Dienstleistung vorgegeben, Einsätze nach Vorga-
ben des Klägers zu dokumentieren und die Buchung der Schichten nach Maßgabe eines 
Einbuchungssystems vorzunehmen. Insoweit bestanden keine wesentlichen Unter-
schiede in den Arbeitsabläufen von Mitarbeitern des Klägers mit Honorarvertrag und 
solchen mit Arbeitsvertrag. 
Ein entsprechender Unterschied wurde aufgrund der einheitlichen Berufsbekleidung 
auch nach außen hin nicht zum Ausdruck gebracht. Schließlich sprach für eine abhängi-
ge Beschäftigung, dass der Arzt kein eigenes, über das Gehaltsausfallrisiko hinausge-
hendes Unternehmerrisiko trug. 

3. Unfall auf dem Arbeitsweg: Kosten einer Operation kön-
nen nicht geltend gemacht werden 

Die Behandlungs- und Operationskosten nach einem Autounfall auf dem Arbeitsweg, 
die ein Arbeitnehmer selbst trägt, können nicht zusätzlich zur Entfernungspauschale 
als Werbungskosten angesetzt werden. 
Hintergrund 
Die Klägerin erlitt auf dem Rückweg von ihrer ersten Tätigkeitsstätte einen Autounfall. 
Dieser zog eine operative Nasen- und Ohrmuschelkorrektur nach sich. Die von ihr selbst 
getragenen Behandlungs- und Operationskosten in Höhe von 2.400 EUR machte sie in 
ihrer Einkommensteuererklärung neben der Entfernungspauschale als Werbungskosten 
geltend. 
Das Finanzamt verwies darauf, dass mit der Entfernungspauschale sämtliche Kosten für 
den Arbeitsweg abgegolten sind, und lehnte den Werbungskostenabzug ab. 
Die Klägerin verwies auf eine Aussage der Bundesregierung, wonach die Finanzverwal-
tung einen Abzug der Kosten im Billigkeitswege zulässt. Konkret stützte sie sich auf eine 
entsprechende Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Meister auf eine 
Anfrage des Abgeordneten Dr. Troost. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage ab und entschied, dass die Kosten nicht neben der 
Entfernungspauschale als Werbungskosten abgezogen werden können. Denn diese 
werden von der umfassenden Abgeltungswirkung der Entfernungspauschale erfasst. 
Aus dem Wortlaut und der Systematik des Gesetzes ergibt sich, dass auch außerge-
wöhnliche Kosten unabhängig von ihrer Höhe mit der Entfernungspauschale abgegolten 
sind. Der Bundesfinanzhof bestätigte dies in seiner ständigen Rechtsprechung. 
Das Finanzgericht hielt eine Sonderbehandlung von Kosten für Personenschäden wie im 
vorliegenden Fall für nicht erforderlich. 

4. Abgrenzung zwischen Barlohn und Sachlohn: Wann Bei-
träge zur betrieblichen Krankenversicherung steuerbe-
günstigter Sachlohn sind 

Je nachdem, ob der Arbeitgeber im Rahmen von Zukunftssicherungsleistungen Versi-
cherungsschutz bietet oder nur einen Zuschuss gewährt, handelt es sich um steuer-
freie Leistungen oder steuerpflichtigen Arbeitslohn. Der Bundesfinanzhof hat 2 Fälle 
zur Abgrenzung von Bar- und Sachlohn entschieden. 
Hintergrund 
Im ersten Fall schloss der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer für die Mitarbeiter des 
Unternehmens bei 2 Versicherungen (Gruppen-)Zusatzkrankenversicherungen für 
Vorsorgeuntersuchungen, stationäre Zusatzleistungen sowie Zahnersatz ab. Die für den 
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Versicherungsschutz vom Arbeitgeber gezahlten monatlichen Beträge blieben unter der 
44-EUR-Freigrenze. 
Im zweiten Fall informierte der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer in einem Mitarbeiter-
aushang darüber, dass er ihnen zukünftig eine klassische betriebliche (Zusatz-
)Krankenversicherung über eine private Krankenversicherungsgesellschaft anbieten 
konnte. Daraufhin schlossen Mitarbeiter unmittelbar mit der Versicherungsgesellschaft 
private Zusatzkrankenversicherungsverträge ab. Die Versicherungsbeiträge wurden von 
den Mitarbeitern direkt an die Versicherung überwiesen. Hierfür erhielten sie monatli-
che Zuschüsse vom Arbeitgeber auf ihr Gehaltskonto ausgezahlt. Diese betrugen weni-
ger als 44 EUR monatlich. 
Umstritten war, ob auf Beiträge des Arbeitgebers für Zukunftssicherungsleistungen die 
44-EUR-Freigrenze für Sachbezüge anzuwenden ist. Die Finanzverwaltung behandelte 
solche Beiträge bisher als nicht begünstigen Barlohn. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof bestätigte im ersten Fall das Vorliegen von Sachlohn und damit im 
Ergebnis die Steuer- und Beitragsfreiheit der Beiträge. Zu diesem Ergebnis kamen die 
Richter, weil der Arbeitgeber hier eine konkrete Leistung zusagte. 
Im zweiten Fall hatte das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern noch auf steuerfreie 
Sachbezüge entschieden. Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs handelte es sich hierbei 
hingegen um Barlohn. Ein Sachbezug liegt nur vor, wenn auch ein arbeitsrechtliches 
Versprechen erfüllt wird, das auf Gewährung von Sachlohn gerichtet ist. Im vorliegen-
den Fall hatte der Arbeitgeber den Mitarbeitern jedoch letztlich nur den Kontakt zu dem 
Versicherungsunternehmen vermittelt und bei Vertragsschluss einen Geldzuschuss 
versprochen. Damit hatte der Arbeitgeber nach Auffassung des Gerichts - abweichend 
zum ersten Fall - den Mitarbeitern keinen Versicherungsschutz zugesagt. 

5. Wer vom Homeoffice zur Toilette geht, ist nicht unfall-
versichert 

Wer im Homeoffice arbeitet und auf dem Weg zur Toilette einen Unfall erleidet, steht 
nicht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Eine hieraus resultieren-
de Verletzung gilt deshalb nicht als Arbeitsunfall. 
Hintergrund 
Der Kläger war mit Einverständnis seines Arbeitgebers während seiner gesamten 
Arbeitszeit im Homeoffice beschäftigt. Dieses befand sich in einem Büro im Keller seines 
Hauses, wo regelmäßig Besprechungen mit Kollegen stattfanden. Der Arbeitgeber 
übernahm zudem die Kosten für die PC-Ausstattung. Auf dem Rückweg von der Toilette 
stürzte der Kläger auf der Treppe und zog sich dabei eine Fraktur des Fußes zu. Diese 
führte aufgrund von Komplikationen zu einer 6-monatigen Arbeitsunfähigkeit. Der 
Kläger machte den Sturz als Arbeitsunfall geltend. 
Entscheidung 
Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Sozialgericht lehnte die Anerkennung eines Arbeitsun-
falls ab. Zwar ist der Gang zur Toilette im Betrieb nach geltender Rechtslage unfallversi-
chert. Dieser Grundsatz gilt jedoch nicht, wenn wie im vorliegenden Fall der Arbeitneh-
mer im Homeoffice arbeitet. Denn dort hat der Arbeitgeber keinen Einfluss auf die 
Ausgestaltung und Sicherheit der Einrichtung. Das Homeoffice war auch nicht als Teil 
der Betriebsstätte des Arbeitgebers anzusehen. Damit galt hierfür auch nicht der 
Unfallversicherungsschutz. 

6. Dienstunfähigkeit: Privates Attest reicht nicht aus 
Wer als Beamter eine Dienstunfähigkeit geltend macht, muss ein amtsärztliches Attest 
vorlegen können. Ansonsten kann er aus dem Dienst entfernt werden. Privatärztliche 
Gutachten reichen nicht aus. 
Hintergrund 
Nachdem der Beamte im Jahr 2015 zunächst wegen einer konservativ nicht mehr zu 
behandelnden degenerativen Wirbelsäulenerkrankung in den Ruhestand versetzt 
worden war, stellte der Amtsarzt nach erfolgter Operation im Jahre 2016 eine einge-
schränkte Dienstfähigkeit hinsichtlich Verwaltungstätigkeiten und leichter körperlicher 
Tätigkeiten fest. Eine Wiederherstellung der Feuerwehrdiensttauglichkeit war dagegen 
nicht zu erwarten. Daraufhin forderte der Dienstherr den Beamten zum Dienstantritt 
auf. Auch leitete er ein Verfahren des betrieblichen Eingliederungsmanagements ein 
und passte den Arbeitsplatz entsprechend an. 
Unter Vorlage privatärztlicher Atteste machte der Beamte in der Folge wiederholt 
geltend, dass er seinen Dienst aus körperlichen Gründen nicht wahrnehmen konnte. 
Selbst nachdem ihm mitgeteilt worden war, dass privatärztliche Atteste zukünftig nicht 
mehr als ausreichenden Nachweis für eine bestehende Dienstunfähigkeit angesehen 
werden, blieb der Beamte unter Vorlage privatärztlicher Atteste dem Dienst fern. 
Entscheidung 
Das Verwaltungsgericht sah in dem Verhalten des Beamten ein schuldhaft begangenes 
Dienstvergehen. Denn dieser blieb über einen Zeitraum von mehr als 16 Monaten 
unerlaubt dem Dienst fern. Die von ihm vorgelegten privatärztlichen Atteste genügten 
nach Ansicht der Richter nicht, um das Nichtvorliegen der Dienstfähigkeit zu belegen. 
Vielmehr war der Beklagte zum Nachweis durch amtsärztliche Bescheinigungen ver-
pflichtet gewesen. 
Durch das unentschuldigte Fernbleiben vom Dienst verstieß der Beklagte gegen die 
beamtenrechtliche Pflicht zum vollen persönlichen Einsatz und gegen die Gehorsams-
pflicht. Eine vorsätzliche, unerlaubte Dienstversäumnis von mehr als 16 Monaten wiegt 
derart schwer, dass bereits aufgrund des Eigengewichts der Verfehlung die Entfernung 
aus dem Dienst als einzige Disziplinarmaßnahme angezeigt war. Darüber hinaus zerstör-
te das vorsätzliche unerlaubte Fernbleiben vom Dienst über einen solchen Zeitraum das 
Vertrauensverhältnis zum Dienstherrn. 
 

7. Fahrten zu ambulanten Behandlungen: Kein Anspruch auf 
Beihilfe 

Für Fahrten zu ambulanten Behandlungen besteht kein Anspruch auf Beihilfe. Inso-
weit liegt kein Verstoß gegen beamtenrechtliche Fürsorgepflicht vor. 
Hintergrund 
Im Anschluss an einen stationären Krankenhausaufenthalt ließ sich ein Landesbeamter 
ambulant physiotherapeutisch behandeln. Für die Wege zwischen Wohn- und Behand-
lungsort nahm er ein Taxi in Anspruch, dessen Erforderlichkeit ihm ärztlich bescheinigt 
wurde. Der Beamte stellte für die Fahrtkosten in Höhe von 1.743,04 EUR einen Beihilfe-
antrag, der jedoch überwiegend abgelehnt wurde. Das Land ging davon aus, dass eine 
Anschlussheilbehandlung und keine nachstationäre Behandlung vorlag, für die es dem 
Beamten lediglich 100 EUR erstattete. 
Entscheidung 
Das Verwaltungsgericht stufte die ambulante Physiotherapie ebenfalls nicht als nachsta-
tionäre Behandlung ein und wies deshalb die Klage des Beamten ab. Laut der Beihil-
feverordnung ist eine Behandlung nur dann nachstationär, wenn sie im Anschluss an 
eine vollstationäre Unterbringung ebenfalls im Krankenhaus durchgeführt wird. Für die 
Richter war unerheblich, dass durch die Wahl einer ambulanten anstelle einer stationä-
ren Behandlung Kosten für das Land gespart wurden. 
Auch lag durch die Nichtgewährung von Beihilfe für Fahrtkosten zu ambulanten Maß-
nahmen kein Verstoß gegen die beamtenrechtliche Fürsorgepflicht vor. Das Land war 
nicht zu einer lückenlosen Erstattung jeglicher Aufwendungen verpflichtet. 


